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Beschlussvorschlag:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die Landeshauptstadt Potsdam schafft mit dem 1. Januar 1005 eine Regelung, durch die Bezieherinnen 
und Bezieher des „Arbeitslosengeldes II“ Anspruch auf ein Sozialticket, zumindest für den Tarif-Bereich 
„Potsdam ABC“, erhalten. 
Dazu ist zunächst eine Vereinbarung mit den Verkehrsunternehmen abzuschließen, die Leistungen auf 
Grundlage des Potsdamer Nahverkehrsplanes erbringen. Darüber hinaus wird der Oberbürgermeister 
als Gesellschafter-Vertreter in der Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH (VBB) beauftragt, eine 
verbundweite nachhaltige Sozialticket-Lösung zu initiieren. 
 
 
 
 

 Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen  

auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Entscheidungsergebnis:  

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
 
Begründung: 
Mit Einführung des „Arbeitslosengeldes II“ (im Rahmen des Hartz-IV-Gesetzes) wird der Kreis der 
sozial benachteiligten Personen erheblich vergrößert. Da dem betroffenen Personenkreis nicht nur 
ständige Erreichbarkeit, sondern auch Mobilität und Einsatzbereitschaft abgefordert wird, ist die 
Landeshauptstadt Potsdam gefordert, die Voraussetzungen dafür zu schaffen und eine den geringen 
Bezügen der Leistungsempfängerinnen und –empfänger angemessene tarifliche Regelung zu treffen. 
Optimal und auch im Sinne der zusammenwachsenden Region Berlin-Brandenburg wäre es, wenn 
ein entsprechender Verbundtarif im Verkehrsverbund geschaffen würde. Die Landeshauptstadt 
Potsdam hält zwar nur einen geringen Gesellschafteranteil an der Verbund-GmbH, doch eröffnet die 
Gesellschafterrolle die Möglichkeit, einen Vorstoß für das VBB-Sozialticket in 
Gesellschafterversammlung und Aufsichtsrat zu tätigen. 
 
 
 
 
 


